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Einleitung 

Das First Amendment zur amerikanischen Bundesverfassung enthält 
ein kategorisches Verbot jeder Beschränkung der Meinungsfreiheit: 

"Congress shall make no law. . . abridging the freedom of speech or of 
the press.. 

Dieses Einschränkungsverbot ist durch keinerlei Vorbehalt oder 
Zusatz qualifiziert.  M i t der Lektüre auch nur einer der wichtigeren 
Entscheidungen des United States Supreme Court w i rd jedoch deut-
lich, welcher schwierigen Situation derjenige gegenübersteht, der 
diese Verfassungsbestimmung anwenden soll. Da nämlich trotz des 
so klaren Wortlauts des First Amendment Einigkeit darüber herrscht, 
daß es keine vollkommen schrankenlose Meinungsfreiheit  geben kann, 
müssen nunmehr Schranken der Meinungsfreiheit  ohne jeden aus-
drücklichen Anhaltspunkt in der Verfassung bestimmt werden. Wo 
z. B. der deutsche Verfassungsrechtler  Art . 5 Abs. 2 GG vorfindet 
und diese Bestimmung auslegt, muß der Supreme Court, wenn er 
die Meinungsfreiheit  unter den Vorbehalt der „allgemeinen Gesetze" 
stellen wi l l , auch grundsätzlich begründen, daß es unter der Ver-
fassung der Vereinigten Staaten einen solchen Vorbehalt überhaupt 
geben darf.  Im Grundgesetz hat der Verfassungsgeber  diese Frage 
beantwortet, wenn vielleicht auch die Lösung der Probleme nicht 
wesentlich erleichtert. 

M i t anderen Worten kann, wer sich mi t dem First Amendment 
beschäftigt, verfolgen, wie ein Verfassungsgericht  ein Schranken-
system für das Recht der Meinungsfreiheit  entwickelt, wo die Ver-
fassimg selbst scheinbar absolute Meinungsfreiheit  postuliert. Sehr 
vereinfacht und parallel zum deutschen Verfassungsrecht  formuliert, 
fragt der Supreme Court, ob die Meinungsfreiheit  trotz des Wort-
lautes des First Amendment nicht doch durch die verfassungsmäßige 
Ordnung, die Rechte anderer und die Sittengesetze eingeschränkt ist. 
Da das Gericht diese Fragen ganz allgemein aus der Struktur der 
Verfassung, der Verfassungstheorie  und der Theorie der Meinungs-
freiheit  beantworten muß und auch in diesem Sinne zu beantworten 
versucht, verfolgt  der Betrachter die Diskussion um die „inhärenten" 
Schranken der Meinungsfreiheit  in einer freiheitlichen Demokratie. 

Amerikanisches Verfassungsrecht  und damit das Gebiet des First 
Amendment w i rd gewöhnlich dargestellt, indem die Entscheidungen 
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des Supreme Court berichtet und besprochen werden. Verfassungs-
recht erscheint dann — und das z. T. mi t Recht — lediglich als die 
Interpretation der Rechtsprechung des Supreme Court. Eine in diesem 
Sinne begrenzte Darstellung wi rd aber weder dem Problem der 
Schrankenbestimmung der Meinungsfreiheit  im Rahmen des First 
Amendment noch der amerikanischen Verfassungslehre  gerecht. Gewiß 
muß man sich davor hüten, das nun einmal als Fallrecht uns in 
der Rechtsprechung des Supreme Court entgegentretende Verfassungs-
recht einer scharfen Systematisierung zu unterwerfen.  Gerade jedoch 
auf dem Gebiet des First Amendment hat es immer Schrankentheorien 
(„tests") gegeben, die zu einer verfassungs^-systematischen Behandlung 
geradezu herausfordern.  Dies läßt es gerechtfertigt  erscheinen, die 
Probleme der Meinungsfreiheit  in den Vereinigten Staaten nicht nur 
an Hand einer Interpretation der Rechtsprechung des Supreme Court 
darzulegen, sondern zu versuchen, in einer systematischeren Form 
Rechtsprechung und Lehre gegenüberzustellen, um ein verständliches, 
von einzelnen Besonderheiten des positiven amerikanischen Ver-
fassungsrechts losgelöstes Bi ld der Versuche, „inhärente" Schranken 
der Meinungsfreiheit  zu bestimmen, zu erhalten. Eine einfache Be-
sprechung der Rechtsprechung zöge den Rahmen zu eng. Abgesehen 
davon hat die Verfassungslehre  in einzelnen Abschnitten der 
amerikanischen Geschichte, vor allem in den durch den Erlaß von 
Staatsschutzgesetzen (1898, 1917—1918 und nach dem II . Weltkrieg) 
hervorgerufenen  Verfassungskrisen,  das amerikanische Verfassungs-
recht außerordentlich befruchtet.  Die Reaktion auf die Staatsschutz-
gesetzgebung nach dem II . Weltkrieg war in der Verfassungslehre 
besonders heftig; das aus dieser Zeit vorliegende Schrifttum ist sehr 
reichhaltig und richtungsgebend. 

Die vorliegende Arbeit w i l l unter bewußtem Verzicht auf Rechtsver-
gleichung an einem Teilproblem — Staatsschutz — darstellen, wie der 
Supreme Court Schranken der Meinungsfreiheit  für ein freiheitliches 
demokratisches System bestimmt und welche Alternativen die Ver-
fassungslehre dem entgegensetzt. Dabei soll die sogenannte „ Inter-
essenabwägungstheorie", die gleichzeitig als Begründung der Ein-
schränkbarkeit der Meinungsfreiheit  und als Methode der Schranken-
bestimmung auftr i t t ,  im Vordergrund stehen. 

Der Supreme Court hat die Meinungsfreiheit  trotz des Postulats des 
First Amendment nach dem II . Weltkrieg relativiert. Er hat sie mehr 
oder weniger ausdrücklich unter einen generellen „Gemeinschaftsvor-
behalt" gestellt. Diese Entwicklung beginnt etwa mi t der Aufgabe der 
bekannten "clear and present danger doctrine" in Dennis v.  United 
States  und w i rd in der Folgezeit durch die sogenannte Interessenab-
wägungsdoktrin bestimmt; danach ist die Meinungsfreiheit  grundsätz-
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lieh durch höherwertige Interessen, d. h. in der Regel öffentliche 
Interessen, einschränkbar. I m Supreme Court selbst unter Führung 
von Justice Black und Justice Douglas und von der Verfassungslehre 
w i rd diese Aufweichung des Rechts auf Meinungsfreiheit  seit der 
Dennis-Entscheidung heftig bekämpft. Im Mit telpunkt dieser Ausein-
andersetzung steht die Frage nach dem Verhältnis von Meinungsfrei-
heit und Ordnung, Meinungsfreiheit  und Staatssicherheit in einer De-
mokratie — und damit letztlich die Frage nach dem Verhältnis von 
Freiheit und Sicherheit. Dieser Dialog hat wesentlich dazu beigetragen, 
die Grundlagen der Probleme um das Recht der Meinungsfreiheit  zu 
klären. 

Die Arbeit verfolgt im ersten Teil die Staatsschutzrechtsprechung 
des Supreme Court seit der ersten Stellungnahme zum Smith-Act; 
dabei l iegt das Gewicht auf der Darstellung der Relativierung des 
Rechts der Meinungsfreiheit  durch den nach der Aufgabe der „clear and 
present danger doctrine" entwickelten „balancing test". Dem folgt im 
zweiten Teil eine Darstellung der für die Interpretation des First 
Amendment wesentlichen verfassungssystematischen Grundlagen unter 
besonderer Berücksichtigung der Institution der Verfassungsgerichts-
barkeit. Sie beschränkt sich allerdings darauf,  ein Bi ld von dem Selbst-
verständnis der amerikanischen Verfassungstheorie  zu diesem Fragen-
kreis zu geben. Dieser zweite Teil ist Basis für eine kritische Analyse der 
Interessenabwägungsmethode des Supreme Court im drit ten Teil und 
gleichzeitig Ansatz für die Besprechung einer in der Verfassungslehre 
entwickelten Alternative zur Schrankentheorie des Supreme Court. 


